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Kühnert hält
trotz Streits an
Ampel fest
elo. BERLIN. Die SPD hat die Vor
schläge der FDP zu schärferen Sank-
tionen beim Bürgergeld, dem Ende
der Rente mit 63, demAussetzendes
neunanderen Punkteneinerseitsals
-Sozial ungerecht und wirtschafts
politisch nicht sinnvoll bezeichnet
unaeigeneruke hCsens
tấr Kevin Kühnert sich bemüht, den
Streit in der Ampelkoalition zuberu-
higen. Die FDP habe das Recht, vor

eieneVerschläoemmachensate
Kūhnert im Deutschlandfunk Der
Koalitionsvertrag sei die Geschäfts-
grundlage der. pelkoalition.
richtige Der Grünenabgeordnet
Anton Hofreiter zeigte ebenfalls Ver-
ständnis, dass die FDP, die in den

zenstebe,sich vor einemParteitaes
einlasse. Allerdings müsse Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) sich um

flikt:der 1 o ks mühen.In
nicht mit einem Bruch der Koalition.
Der Erste Parlamentarische Ge-
SChattsfuhrer, Thorsten Frei (CDU),

nedamit.dass die nichsteBundes-
tagswahl wie geplant im Herbst 2025
stattfinde. (SieheSeite 2.)
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Sicherheitsrisiko AfD
Von Thormas Holl

A us ihrer Sympathie für auto-
kratische Regime und Dikta-

T torenvonRusslandbisChina
habenführende Politiker der AfD nie
einai tLSchondernach

zeigte vor Jahrengroßes Verständnis
ZárenbenannteAlevander Canld

für den imperialenAppetit Putinsauf

scher Erde") und verwies gerne auf

Kaiserreichs, die es im deutschen

Nachbarländer (.Einsammeln russi-

Bismarcks Allianzen während des

Interessewiederzubelebengelte.
cdie

Ukraine2022 hat sich dieNähe der
AfD zum Kreml nochmals verstärkt.
Das Propagandamärchen vom isolier-
ten Russland, das von der NATO und
vor allem den USA umzingelt und
bedrăngt" worden sei, wie es Putin-
Bewunderer Björn Höcke jüngst be-

toirederFriedenspartei" AfD.Eine
Verschwõrungserzählung, die vor al-

o lem die Nummer zwei für die Europa-
wahl, Petr Bystron, vor Kameras eines
offenbar vom russischen Geheim-
dienst verdeckt finanzierten Senders

verbreitet hat. Der Verdacht, dasspy
tron selbstrussischesSchmiergeld er
halten hat, steht nach wie vor nent
unbegrũndetim Raum
mit diesem Vorwurf bel Partei:

Vah AD-Spit
6r Erona istneben

Russlandvor allemChinazugetan
und betreibt eine engagiertee Offent-
lichkeitsarbeit im Sinne Pekings.
Dass nun ein enger deutsch-chinesi-

scher Mitarbeiter Krahs unter Spio
nageverdacht festgenommen wurde,e
passt ins Bld. Soitzenkandidat fur
die Europawahl schon seit 2023 von
diesem Verdacht wusste, müsste die
AfD eigentich handeln, anstatt ah-
nungsloseWagenburgzu spielen. Die
in Teilenrechtsextreme Partei wird so
zunehmendzumSicherheitsrisiko fũr
Deutschland.Union,SPD,orune ud
die berechtisteSorgeum.dasssicher
heitsrelevante Informationen etwa aus

überdem Verteidigungsausschuss
AD-Zutrāger in Moskau landen. Es
wăre ein Erfolg für Putins hybride
Kriegsführung

Der Einsatz steigt
Von Nikolas Busse

Ganzewar im Wesentichen eine Ge-uf den ersten Blick waren dieA vergangenen Tage gut für
den Westen und schlecht für

seine Widersacher. Iran konnte mit offen ausgetragene Konflikt wird be-
seinem völlig unverhältnismäßigen gleitet von nuklearen Drohungen.
Ang Ale esdđaraufaren groberen

heimdienstoperation. Heute geht es
um militärisches Großgerät, und der

Der innenpolitische Streit, der darü-
e rde zeiotSenen Kongress aus-

heute selbst der westlichen Füh-
rungsmacht fält, den politischen
Willen fur soeine scharfestraegis

kam, war sogar eine israelisch-arabi-
sche Allianz gegen Teheran zu sehen.
Das zeigt, dass der Krieg in Gaza die
jüngere diplomatische Dynamik des
NabenaOstens weniger beschädigtsche Auseinandersetzungaufzabr
hat,alsde ts atten bber

DieAbrabamsAccords" die eine
AussöhnungIsraels mit immer mehr
arabischen Staaten zum Ziel haben,
haben bisher gehalten. Sie werden
gerade für die Golfstaaten nicht an
tuakuvtat veteren,solange lran
gion darstellt. Dass Sauci-Aahien
seine grundsātzliche Bereitschaft
zum Abschluss eines Vertrags mit
Israel nicht zurückgezogen hat,
spricht Bằnde.
Einen Rückschlag musste auch

merikanische Waffenpaket
Kreml schwer machen wird, in ab-
sehbarer Zeit einen Durchbruch in
der Ukraine zu erreichen. Wenn im
Sommer auch wieder mehr Munition
aus Europa kommit, dann rücken Pu-
tỉns Ziele in noch weitere Ferne. Zu-
indest tkonvenionelenMittelnNacl
wohl nicht erobern können.

urs Erste

Dass das schon reicht, um ihn an
den viel zitierten Verhandlungstsch
zu zwingen, ist fraglich. Putin hat
sein Schicksal mit dem Ausgang des
Krieges verknüpft, politisch wie per-
sönlich, Die Frage, wer oder was ihn
am Ende zum Aufgeben bringenetesn eistes ein Fortschritt. dasSdie Ukraine
die Aussicht hat, dìe Front zu halten.

tes

Dann spielt die Zeit nicht mehr nur
fürRussland.
Die beiden Vorgănge zeigen aller-

dings anschaulich, wie sehr sich der
Einsatz in der Weltpolitik erhöht hat.
In denvergangenenJanren mse

enr

gen Dassesdoch noch einmalgelun
panichtalsEwiokeitsgarantiefir ame

rikanischen Beistandmissversteher
Was dieUkrainehilfe betrifft, hat

Deutschland inzwischen weniger
Nachholbedarf als andere (groBe)
europāische Nationen. Aber zwei

In der Ukraine und in
Nahost wird der Westen
herausgefordert wie nie.
Berlin muss mehr tun.

Jahre nach der „Zeitenwende" sind in
Berlin noch lange nicht alle Weichen
neu gestellt. Im buchstäblichen Sinne
müssen sich die steigenden geopoliti-
schen Kosten dauerhaft im Haushalt
abbilden. Wer auch immer in derRe-
gierung sein wird, wenn dasSonder-
e rachtist. wirdnicht
auf einen Schlag die Milliardenlücke
schließen können, die dannzwischen
dem regulären Verteldigungsetat und
dem Zwei-Prozent-Ziel der NATO
klafft. Schon jetzt sollte mit demUm-
bau des Haushalts begonnen werden
Die Bundeswehr muss fahr
Prn ien Diealte
regelbasierte"Welt, inWirklichkeit
eine Welt westlich-amerikanischer
Dominanz, kehrt nicht zurùck.
Dass die Bundesregierung auchdie

diplomatische Wende noch nich
wirklichvollzogen hat, zeigt die

jüngste China Ptin in der Ukraine
icht schonverloren.Diechine-

soleh massiven Luftschlags gegen sischen Ol- und Gaskáufe und die
einen Verbůndeten helfen wie letzt Hilfe für die russische Rūstungs-
im Fall Israels, Militäreinsätze haben industrie haben die Wirkung der
die NATO und ihre Mitglieder immer westlichen Sanktionen geschmälert

bp wieder geführt. Aber da ging esmeist
um terroristische oder gar nichtmil-
tărischeBedrohungen wie Migration
Jetzt hatte man es mit einem konven
Onelten statlichen Akteurs zutun. c
Auch die Waffenhilfe fũr die

Darüber hat Scholz angeblich mit Xi
Jinpinggeredet.Wei er aber in alter
Mant
ntion dabei hatte.entstandfür Chi-
na wenig Anreiz, die Haltung in der
Ukrainefrage zu ándern.
Die Achse Moskau-Peking-Tehe-

ran nútzt die beiden aktuellen Brenn
punkte der Weltpolitik zu einer kühl
kalkulierten Kraftprobe mit dem
Westen. Deshalb geht es nicht nur
um die Ukraine und Nahost. Ein Zu-

ichen hätte Folgen weit darü-

Ukraine treibt westliche Gesellschaf-
ten anneuepolitischeundfinanzielle
Grenzen. In Afghanistan reichte es in
den Achtzigerjahren aus, alte Repe-
tiergewehre und Fliegerfáuste an den
Widerstand zu liefern, umo
tische Besatzungzuschwächen; dasber hinaus.

Recht auf Reparatur - Die Welt wäre eine bessere,würde undStaubsaugerwünschen, sondern auch für ramponierte
weniger weggeworfen. Wenn es nach dem Europaparlament Beziehungen. Sollten sich die Spionagevorwürfe erhärten,
geht, können Verbraucher künftig immerhin verlangen, dass könnte Berlin von Peking verlangen, das beschädigte
defekte Geräte instand gesetzt werden. Einen Anspruch auf Verhältnis in Ordnung zu bringen - bleibt die Frage, mit
Reparatur würde man sich aber nicht nur für Kühlschrănkec welchem Werkzeug Seiten 3 und 17 FotolikayKarakurt

Europaparlament suspendiert
Mitarbeiter von AfD-Politiker
Spionageverdacht im Büro von Spitzenkandidat Krah /Festnahme in Dresden
TGfhauJstab BRÜSSEL/BERLIN
PEKING Nach der Festnahme eines
Mitarbeiters des AfD-Politikers Maximi-

sequenzen gezogen.n Anbetracht der
Schwere der Enthüllungen hat das Parla-
ment die betreffendePersonmit solorti-
Sprecherin Res Parlaments am Dienstae
In derNachthattenBeamtedesLan
deskriminalamts in Dresden Jian G. we-ecsanwaltschaft teilte mit. der Beschuldigte
solle wiederholt Informationen überVer
handlungenundEntscheGungenim EU
dem soll erchinesischeOppositionellein

Deutschlandausgespähthaben,Krah istauf dieeuropaischeDemokratie Verants
nicht nurSpitzenkandidatder AD für die wortung trage aber auch. wer einen sol-
Europawahl, sondern auch Europaabge- chen Mitarbeiter beschäftige. Der Fal

Beschuldigtewar sein As

Ein Sprecher der AD teilte am Diens-
tag mit, die Parteiführung bewerte die
Meldungen als sehr beunruhigend.
abwarten.KrahãuBerte,Spionage fir
einen fremden Staat sei eine schwerwie-
gende Anschuldigung. Sollten sich die

Pni d iae vehãltnisses nach sich ziehen.
Bundesinnenministerin Nancy Faeser
SPD)nanntedor wure erst

gen, dann ist das ein Angriff von innen

müDerSorecher deschinesischen
Außenministeriums wies die Vorwürfe
am Dienstag in Peking „entschieden" zu-
rück. Das jungsteAutbauschender.chi-
e' in dereuropāischenÖffentlichkeit
ist nicht neu", sagte er. Immer wenn es
ranghohe Kontakte zwischen China und

herDmit
SDielteer offenbar auf denBesuchvon
Bundeskanzler Olaf Scholz in Peking in

gevo

derergangenenWochea e voen darauf ab,China zu c
kreditieren".

Gericht will keineFreiheitsstrafe für Höcke
Prozess um verbotene Parole lAfD-Politiker bestreitet, Herkunft gekannt zu haben
mwe, HALLE, Dem AD-Politiker Björn
Hocke droht im Verfahren wegen der
mutmaßlichen Verwendung einer verbo-

alsozialistischen LOsungKei

richts Halle, an dem der Fall verhandelt
wird, teilte am Dienstag mít, dass sie im
Fall einer Verurteilung eine Geldstrafe

ntan eent
Paroleum eineLosung der SA, der para-
militárischen Kampftruppe der NSDAP,
handele. Einen Entzug des aktiven oder

passiven.wane auno asssie nach

Der 52 Jahre alte Höcke ist Spitzen

hắtteer nicht zur Wahl antreten können.
Möglich ist ein solcher Entzug, wenn ein
wegen Staatsschutzdelikten Angeklagter
zu s HAcke wird das
Verwenden von Kennzeichen verfas-
sungswidriger und terroristischer Orga
nisationen vorgeworfen, wofür er mit

n bis zu drei Jah-einer Preilhewendenkönnt
Höcke bestritt am Dienstag vor demGe-

richt, dass er die verbotene Parole Alles
für Deutschland" bewusst verwendet habe,

lchsagegleichzubegnnen on og
Medien, die ihn jagten und die aus fedem

kandidat der thúringischen AfD für dịe Satz oder Halbsatz, den er außere, einen
Landtagswahl im September. Wâre
das passive Wahlrecht entzogen worden,

Steinmejer besucht
Erdbebengebiet
boe.ISTANBUL, Bundesprăsident
Frank-Walter Steinmeier hat am Dienstag
die vom Erdbeben zerstörte Stadt Nurdağ

ihmneuen Nazi-Skandal"konstruierten Er
habe den damaligen Slogan der AfD in

UN und Europarat
verurteilen Ruanda-Gesetz
niz. FRANKFURT, Vertreter internatio-
naler Organisationen habendas vom bri-
tischen Parlament verabschiedete Gesetz

and ei ebungvonMigrantennachu
lingsschutzuntergrabedie internationale
Zusammenarbeit, erklärten am Dienstag
UN-Menschenrechtskommissar Volker
Türk n
schenrechtskommissar des Europarats,
erksINHCR Elionn Cr

en der urkelbesuchl,um mitzur /
Hilfsbereitschaft in Deutschland nachdem
Erdbeben habe die besondere Verbindung
zwischen den Menschen der Türkei und

land elle denotsßenblateralenBei-
trag zur Verfügung, Hilfsgúter und Gelder
für die humanitäreHilfe. Zudem traf er
den Menschenrechtsanwalt Veysel Ok, der

Deniz Vicel verteidiete. (SeheSeite2.verte
sten

Michael O'Flaherty, forderte London dao
zu auf, die Verletzung der richterlichen
SeheSet S Komtele 8mmentar seieO

machen

Sachsen-Anhalt Alles für die Heimat" in
einer rhetorisch aufsteigendenKaskade"
gesteigert zu dem verbotenen Satz.

Satz auch
1oe aber nicht gewuSst, dassoaieser

ist". Auch als Gymnasiallehrer für Ge-
schichte habe er das nicht wissenműssen.
Er kenne auch sonst niemanden, der das
gew

tionalsozialismus2Zu tun und sei gegen
jede Form von Diktatur. Auch Verfahren
gegen andere AfD-Politiker wegen des

haoe, sagte HocO emNa

Wendens dieser Parole seien

nicht Hitlers Mein Kampf gelesen und
sich ebenso wenig mit der Sportpalast
Rede des Hitler-Vertrauten Joseph Goeb-
bels intensiv beschäftigt. (Siehe Selte 4.)

Mehrheit für Reform w
des EU-Stabilitätspakts
hmk. BRÜSSEL, Das EU-Parlament hat
die Reform des EU-Stabilitätspakts mit
klarer Mehrheit angenommen. 367 Ab-

am Dienstag inAhure dafür 161dag
hielten sich.Die Refom tastet die
MaastrichterGrenzwerte für dieNeuyer-
schuldung (drel Prozent der Wirtschafts-

ent) nicht anSiezielt stattdessenf
den Umgang mit den Staatsschulden. Die
EuropåischeKommission erhält mehro
Macht, deren Senkung mit Jedem Land

Uszuhandeln, (Siehe Wirt.
schaft.Seite 17)

Der Spion, der
den Kanzler stürzte
FürdieDDRwarderFall c
Guillaume ein Triumph und ein
geheimdienstliches Eigentor.
Zeitgeschehen, Seite 8

Die Doku Willy -Verrat am
Kanzler macht ausBrandts
Rūcktritt eine Seifenoper.
Medien, Selte 13

Schüsse im Kloster
In Myanmar tobt ein blutiger
Bürgerkrieg. Tausende flüchten
ins Nachbarland Thailand.
Politik, Seite 6

Russland verbietet Sorokin
Vladimir SorokinsMoskauer
Verlag verkauft seinen jüngsten
Roman Das Erbe nicht mehr
Feuilleton, Selte 11

Totalausfall" bei Cum-ex
Die Bürgerbewegung
Finanzwende kritisiert die
Staatsanwaltschaft Hamburg
Wirtschaft, Selte 15

Zu wenig Vertrauen
Der Streit zwischen der
DFL und DAZN hat einen
handfesten Grund.
Sport, Seite28

Gesundheit nach Maß
Was kann „Präzisionsmedizin"?
Und auf was dürfenPatienten
hoffen, wenn die Arztepräziser
behandeln? EinGesprach.
Natur und Wissenschaft, Seite N 1

Briefe an die Herausgeber, Seite 18

Union kritisiert
Wahlrechtsreform
mgt. KARLSRUHE, Der CDU-Vorsit-
zende Friedrich Merz hat vor dem Bun-
desverfassungsgericht bekraftigt, dass die

lossWahirechtsreform fundamental"aenn
die Verfassung verstoße, Der CSU-Lan-
desgruppenvorsitzende im Bundestag,
Alexander Dobrindt, warf der Ampel eine

Wahi mehr so Dobrindtder
Wahlerwille werde nicht mehr im Parla-
ment berücksichtigt. Vor dem Zweiten Se-
nat des Verfassungsgerichts begann am
Dienstag die zweitagge ye
neuen Wahlrecht. (SieheSeite 4)

Zum
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je amerikanischeFlüssiggas-
industrie glaubt an ihre Z1-
kunft, selbstwenn die entwi-
ckelten Volkswirtschaften

Klimaschutzgründen
künftig auf fossile E
ten sollten, Auch in den Jabren n
2050, wenn Europa und andere Regionen
treibhausgasneutral sein wollen, wird die
Welt unser Gas brauchen, sagte Fred Hut-

gasverChhandsIUSINGASSOciationim Cnr
mitderF.AZ InderZukunftsbetracht
sind die jetzigen Industriestaaten ziemlich
irrelevant, etwa die EU, die USA, Großbri-
tannien, Japan oder Südkorea."

lierteHutchison:DerKlim n pel
tet den Einsatz von Gas in Schwellen-und
Entwicklungsländern, um die Kohle zu-
rúckzudrẫngen." Gegen die Erderwär-
mung mussten große Nationen wie China

FürsiesowiefürármereStaatenwie Pket
Bangladesch oder Sri Lanka sei es ent-
scheidend, dass sowohl erneuerbare Ener-
gien als auch das Erdgas weniger kosteten
als die Kole. Diese Bedingung erfülle das

ner oelernte IngenieurundGründer
des LNG Allies genannten Verbands
wehrte sich gegen Berichte, wonach die
Förderung. Verflüssigung, der Transport
und die Regasitizierung desSchiefergases

und Aquivalente ausstieBen als die Nut-
zung von Kohle, Einer neuen Studie zu-
folge sei das Gegenteil der Fall: Die
Treibhausgasintensität von amerikani-

gnEuro-
von Kohle. Und sie ist auch geringer als
paoderAsienjst nu kolt

die yon vielenPipelinegasen
Im vergangenenJahr hatte der ameri-

kanische Forscher Robert Howarth, Pro-
Cornell-Universitát. mit derAussagefür
Aufsehen gesorgt, dass per Schiff beför-
dertes Flūssiggas weit klimaschádlicher
sei als das Verbrennen von Kohle zur

LNG Seienum bis m270Prozenthöber
als jene von Kohle, hieß es in einer Vor-
ab-Analyse. Die neue Studie der Berkeley
Research Group BRG aus Kalifornien,

Lebenszyklusanalvsender Thamn
emissionen von ÚS-Flüssiggasund von
Konkurrenzprodukten für acht europắi-
sche und fünf asiatische Zielmārkte, da-

GroßbritannienChin ndl ankreich,

Dabei stelltesich beraus,dassZwar die
nordeuropäische Gasförderung aus dem
Meer, etwa in Norwegen, die Atmosphăre

Elektroautos schon wieder auf
dem absteigenden Ast
Innenstädte leiden unter Streiks und Staus
tp. FRANKFURT. Die aktuellen Prob-
leme in der Mobilitắt-geprāgt zum Bei-

plăne fúr Neuwagen wurde auch regio-
nal sehr unterschiedlich gesehen. 32
Prozent der befragten Berliner berich-
teten von dieser Notwendigkeit, 29 Pro-

ern, aber nur 21 Prozent der Branden-
burger und 19 Prozent der Befragten in
Sachsenund Sachsen-Anhalt. Der Bun-
desdurchschnitt lag bei 24 Prozent.

edurch dienliche Mohilitär-erronaabr 2021 hat ds Auto wiederan
Bedeutung gewonnen, Fahrrad und Zu-

spiel von Verkehrsstaus, Beschränkun-
gen der Fanspren ur Autos, zuletzt
mitteln - habennachErgebnissender
HUK-Mobilitătsstudie das Verhalten der
Deutschen verändert. Leidtragende sind
die Innenstädte. Zu den Verhaltenswei-
sen, e

vorgerufen werden, gehören für 33 Pro-
zent der Befragten Weniger Fahrten in
die Innenstádte zum Einkaufen und
ebenso für 33 Prozent „Mehr Kaufe im

iedieReche t as
Konzerten oder Theateraufführuneen
reduziert hätten.Zugleich gehortezu21
Prozent der Antworten die Aussage,
dassman mit Freunden und Verwandten

ommuniziere, als sieDersonlichm treffen
Die Antworten dervon derVersiche-
rung HUK in Auftrag gegebenen Um-
frage und Studie mit 4100 Teilnehmern

t herdiaBahinchcende
Beliebthet des Autos unter jüngeren
Umfrageteilnehmern sowie eine abneh-

fußgehendagegen verloren. 72 Prozent
der Befragten antworteten 2024, dass

E-Autos vorallemnfür dieJüngeren
Frage:Kommen fürSie belm Neukauf
einesFahrzeugsnur noch E-Autosinfrage?
Zustimmung in Prozent)

24

120
17

14

16 bis 39 Jahre

Bundesschnitt

15
1B

mende Bedeutung des Elektroantriebs.
Erstmals hat das Elektroauto eine

2024beurteilten nur noch i5 Prozent 2021 2022
der Befragten das Elektroauto als idea-OuleHUK-Mobunsude
les Verkehrsmittel der Zukunft. Vor

i ah 40Jahren

2023

einem Jahr waren es noch 19 Prozent.
tet

das E-Auto für 23 Prozent das ideale
her-iVerkehrsmittel der Zukunft (2023: 24

Prozent), unter den Befragten mit

wischen16 und39labren war da

ent (2023:14Prozent).Unterschiedli-
che Antworten je nach Alter gibt es

auch zur Frage, wie die Befragten
grundsätzlich zu reinen E-Autos ste-

2024
FAZ-Gratks

das Auto (einscebien
stof) die Anforderungen der Zukunft
am besten erfüllte -2023 waren es 69
Prozent. Nur noch 16 Prozent bekann-
ten sich zum Fahrrad, gegenüber 26

Zeit fanden auch 30 Prozent, zu F
gehen gehöre zu den wichtigen Arten
der Verkehrsteilnahme, 2024 waren es
nur nocn 22 rozent. Die Bahnwurde

von 16 bis 34Jabren antworteten mit

tives Urteil kam unter den Umfrage-

Zugleich warenaberJüngere beson-steigenden

u-gut oder„sehrgut". Ein ähnlichposi-

teilnehmern im Alter von mehr als 55

ders betroffen vom plõtzlichen Wegfall (2023: 38 Prozent). 25 Prozent be-
der Kaufprämie für Elektroautos. 38

kehrsmittel enannt.
Prozent im Jahr 2021.

gegenuber83ed 16

Unter den zunehmenden Sorgen
beim Thema Mobilitāt stand

on
2024

Kosten der Mobilität

fürchteten eine „zu starke öffentliche
Prozent der Befragten unter 40 Jahren

ChungderPrämieihrePläne geinderteinen _Verlustan Individualität und
hätten. Von den Befragten mit mehr als Selbstbestimmung bei der Auswahl
40 Jahren sahen sich nur 17 Prozent in von Fortbewegungsmitteln"; der ent-
ihren Planungen getroffen. Die Not
wendigkeit zu Anderungen der Kauf

Bevormundung (2023: 20 Prozent).

sprechende Anteil hatte 2023 ers bei
rozent g

Bloß keine Politik im Büro?
Politische Meinungsäußerungen sind am Arbeitsplatz
erlaubt. Aber Unternehmen dürfen Grenzen setzen.

h gnn erngenvonMit
Arbeitsgerichte schon haufig bescháftigt.
Doch nicht nur Mitarbeitende äußern
sich politisch, auch immer mehr Unter-
nehmen positionieren sich. Zahlreiche

werten oderhaben Ethikrichtlinien erlas
sen. Vorstände beziehen öffentlich Stel
lung, zuletzt etwa in der Debatte um den
Umgang mit Rechtsextrernismus, Dies

nisfhhren wenn die Standpunktenicht
inar miteinandervereinbarsind.Wo liegen

dieGrenzen fürMeinungsāußerungen im
Arbeitsverhältnis, und wie lassen sich
Konflikte vermeiden?

Meinuno nRa

kein Verbot, sich am Arbeitsplatz poli-

rungen zu Dolitischen Themen sindauch
im Arbeitsverhältnis zulāssig. Es gibt

tisch zu ăußern. Die grundrechtlich ge-

Arbeitsyerhältnisses zu beachten Davon
sind selbst extreme oder provozierende
Meinungen gedeckt, auch wenn sie von

EineVerletzung der Treuepflicht hat das

Brandenburg etwa auch in der Auße-
rung eines Mitarbeitenden gegenûber
einem Kunden gesehen, durch welche
die nationalsozialistischen Verbrechen

ischen Bevölkerungverharm-lostWurden
Außerungen in der Freizeit dürften die

Interessen des Arbeitgebers hingegen
meist nicht berühren. In Ausnahmefallen

llerdingsVerhalten die PdeichtbCIe
b pflicht verstoßen, wenn es negative Aus-

wirkungen auf den Betrieb hat oder
einen Bezug zum Arbeitsverhältnis auf-
weist. Außert der Mitarbeitende rassisti

ten in derUniform oder einemKlei-
dungsstück mit dem Logo des
Arbeitgebers, kann dies nach einem
Urteil des LAG Sachsen den Ruf des

in der Offentlichkeit gefallen sind oder
im privaten Umfeld. So kann selbst eine
beleidigende oder diffamierende Auße-

engenrung geschützt sein, wenn s lt
elgenenNamen.sondernimNamen deserwarten dürfen, dass dieGesprāchs-
Unternehmens, můssen sie jedoch die partner diese nicht weitergeben. Selbst
hierfür geltenden Spielregeln des bei einer Außerung in einer Chatgruppe
Unternehmens beachten. Diese sehen mit nur wenigen anderen Mitarbeiten-

den muss aber mit einer Weitergabe ge-

denen des Arbeitgebers abweichen.

häufig eine Prüfung und Freigabe der

dienstlicheAußeruneenvon eanm:in besondererWeisemenschenverach-
ten, die dem Neutralităts- und Mäßi-tend sind und zur Gewalt aufstacheln.
gungsgebot unterliegen. Aber auch Au-Darauf wies dasBundesarbeitsgericht in
Berungen im eigenen Namen sind nicht

nsreihei konnensich aisdemPer-
Sonbchkeitsrecht anderer Mitarbeiten-
der und aus der Treuepflicht gegenüber
dem Arbeitgeber ergeben, Die Treue-
pflicht folgt aus dem Arbeitsvertrag und

einer Entscheidung imn August 2023 bin,

dungvon Kontiktenkonnenklre
Spielregeln" für das Verhalten am
Arbeitsplatz liefern, etwa für Gespră-
che mit Kunden oder Geschäftspart-
nern. Außerdienstliches Verhalten ist

itgezar weitgehendentzogen sinnvoll
sind aber auch hier Regelungen zum
Gebrauch der Firma des Arbeitgebers
in beruflichen sozialen Netzwerken
oder von Kleidungsstücken mit Arbeit-

Mitgeberlogo. o MARTINTRAYER
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nehmen ($S 241 Abs. 2 BGB). So dúrfen
Mitarbeitende etwa durch ihre Auße-
rungen den Betriebsfrieden nicht stö
ren. Diffamierende und ehrverletzeno

artbeitendenmússen auch im Rahmen
eines politischen Meinungsaustausches
im Betrieb nicht hingenommen werden.

Der Autor ist Fachanwalt für Arbeltsrecht bei
KPMG Law Rechtsanwaltsgesellschaft mb
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Wie klimaunfreundlich ist er? LNG Tanker ,Arctic Lady" bei Sassnitz-Mukran

LNG auchnach
dem Jahr20502S

gewonnen, was in Deutschland weitge-
hend verboten ist, Hutchison sagte, in
Amerika seien die meisten Bedenken

Piumt ledoch habe dieRegierung von
Präsident Joe Biden aus Gründen der
„Umweltgerechtigkeit" neue Bohrprojek-
te auf Eis gelegt. Damit wollten die De-

die ortliche imeist afroamerikanisehe
BevölkerungschützenDiesehabe in den
heutigen LŇG-Regionen unter der
kömmlichen O1-, Gas- und Chemieindus

seen dieWor

Einer neuen Studie zufolge ist US-Flüssiggas
weniger klimaschädlich als gedacht. Exporteure
sehen eine große Zukunft vorausauch in
Deutschland. Von Christian Geinitz, Berlin

T98

too8stellen, darunterdieChancenfür den ört-
teile der neuen Verfahren gegenüberzu-

lichenWohlstand und die Beschaftigung

zentpolitischmotiviert. nichtökologisch
oder rechtlich", behauptet Hutchison.
Es gibt keinen legitimen Grund, die Li-
zenzen für neue LNG-Projekte zurückzu-

amerikanischeExport mit denvorhande-
nen und den ím Bau befindlichen Projek-
ten zwar weiter erhõhen. Wenn aber kei-
ne neuen Vorhaben folgten, die üblicher-

Könnte

deckt werden, warnte er: .Das wåre un-
gnstig für die Versorgungssicherheit
und auch für den Klimaschutz in der
Welt,so der Industrievertreter.

sh itbadensbaead
ter mit Wasserstoff laufen sollen. Die Be-
deutung von LNG wird zunehmen, ob al-
lerdingsgt.bezweifleich. soHutchison.lchse:
heđie Wirtschaftlichkeit nicht.
Die Gasnutzung könnte auch von neu-

en Techniken zur CO,Abscheidung

stimmte Energietrāger. Seinen Worten
nach reichen Amerikas Vorkommen noch
100 Jahre. Das Schiefergas wird durch

Aufbrechen des Gesteinshydraulisches

Megawattstunde Strom 1077 Kilogramm
Co,-Ãquivalente aus. Beim LNG sind es

1scnen Js 3o7,beimrussischen714K
Hutchison zeigte sich überzeugt, dass

die Flüssiggaslieferungen nach Deutsch-
land noch steigen werden, weil die Bun-

werke für schwacheWind- undSonnenzei-
ten sieht dieKraftwerksstrategieyonWirt-

genausAlgerien undausRussland- undschaftsminister RobertHabeck(Grüne)
erstrecht die Kohleimporte: Siestoßen jeden BauneuerGaskraftwerkevor, diespa-

gas ausAserbaidschanab. Deutlich kli-
maschädlicheraber sind die Gaslieferun-

H RECHT UND STEUERN

IT-Sicherheit wird zurMammutaufgabe
Aus Brüssel kommen
etliche neue Vorgaben,
wie Cyberangriffe
abgewehrt werden
müssen. Da kann man
schnell den Überblick
verlieren.
Von Hans Markus Wulf

m Herbst dürfte das deutsche Um-
setzungsgesetz zur EU-Richtlinie
Dber Malßnahmen für ein hohes

veauin der Union (IS2-Richtlinie)nive
verabschiedet werden. Im Januar 2025
greifen die neuen Pflichten des Digital
Operational Resilience Act, und noch ím

herResilienceAct elen des y
gangstrist yon 36Monaten),Gemeina etoa

EU will sich bessergegen Hackerangriffe rlasten.

mes Ziel aller drejGesetzgebungsvorha-
ben ist die Stărkung der digitalen
Sicherheit- wassich jedoch insGegen-
Iagezukomplexwird.wenn die Gesetzes
Die EU-Mitgliedstaatenarbeitenaktu-

ell mit Hochdruck an der Umsetzung der
NIS-2-Richtlinie innationalesRecht,die
bis Oktober 2024 ertolgen muss, Dass

zwischen FDP/Grünen auf der éinen und

lich des Gesetzgebungsverfahrens, Auch

einrichten oder sich behördlich registrie-
ren lassen. Viel Zeit bleibt den betroffe-
nen Unternehmen aiso nicht men,
Gesetzgeberdas Gesetzrechtzeítig ver-
abschiedet.
Der Digital OperationalResilienceAct

stellt als Spezialregelungzur NIS-2-Richt-
Pinang ersche

men. Diese müssen abJanuar2025 unter
derSPD auf deranderenSeite hinsicht-anderem umfassendeVorgabenzum IKI

Risikomanagement (Informations- und
Kommunikationstechnologteerfllen,

rung regelmaßiger Audits der IKT-Syste-
me, Diese Anlorderungen gehen noch
0ber die bisherigenRegelungen im hoch

b ureinenn in Deuts

kar dass nicht nur die ohnehin schontalen BetriebsstabilitätundderDurchfoh-
streng regulierten Betreiber kritischer
Infrastrukturen, sondernauch viele mit-

telständische Unternehmenwichtige"
und„besonderswichtige lana ueren pEiehto dh
vices Provider oder bestimmte Maschí-regulatorische und technischeStandards
nenbauunternebmen pebören-betroffen (RTS. ITS. Guidelines), die in Kürze von
sein werden,Diese mússen voraussicht- der EU-KommissionalsRechtsakteverab-
lichbereitsab Oktober erweiterte IT-Si-schiedet werden. Aufgrund der neuen,
waPieikoh Arehfüihren, be-tragung externerIKT-Dienstleistersind
sondere technische und organisatorische zudem nun auchdiesegefordert, die neuen
MaBnahmen ergreifen, ein Meldesystem Vorgaben íntern umzusetzen;ansonstenr

tern an gerechtfertigt sind. Ein Festhalten
an der Kritikalität als entscheidendem
Kriterium erscheint hierangemessenerals

dmird dieIlnsicherheitda-
durch erhõht. dass sich der Gesetzgeber
Zeit lässt und der Adressatenkreis heute
noch nichtabschlieBend feststeht.
Auch der Digtal OPerational Keile

ten. Zwar ist positiv zu bewerten. dassder
Mehraufwand durch Alleingānge der EU-
Mitgliedstaaten im Finanzsektor entfält.
Es besteht jedoch die Gefahr, dass die

nicht für alle Unternebmen eleichermn:
Ben geeignet sind, Zudem zeigt sich
der Praxis eine erhebliche Komplexitäts
bei den notwendigen Vertragsverhand
lungen mitIK'T-Dienstleistern nsoeso
tern wie Microsoft oderAmazon ist nicht
iedes Finanzunternehmen in der Lage,
entsprechende Klauseln durchzusetzen.d
Insgesamt stellt der Digital Operational

vor Herausforderungen, die häufig nur
von großen Unternehmen mit eigenen
Governance-Abteilungen bewältigt wer-
den können, kleinere Unternehmen fal-
len so a nAietechnologie-
neutralen Regelungen des Cyber Re-
silienceAct vielSpielraumfür lnnovatio-
nen -jedenfalls solange die Behorden
weiterhinminimaleSchwachstellenin
rhilsRenAuanderarte

um auch diese auszuschlieBen, und sich
stattdessen auf ausgenutzte Schwachstel
lenkonzentrieren. bsht) e

vorhabenweiter schärfen Allerdings
droht eine Zersplitterung der Rechtslage,
die den Blick auf das Wesentliche ver-

6
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droht der Verlust lukrativer Aufträge aus
dem Finanzsektor. Kritische IKT-Dienst-
ester Werden sogar direkt unter die Auf-

m Marz 2024hattesichdasEU-Parla-
ment zudemauf den nicht sektorspezifi:
schenCyberResilienceAct geeinigt,der
nach einer Ubergangstrist Hersteller, Be-

v h
bis zur vernetzten Maschine-mit neuen
IT-Sicherheitsstandardsverpflichtet. Her-

tnPken
steller solcher Produkte müssen dann von
AnfanganSchwachstellen analysierenDer PokusderUnternehmenautCy:
ttsbewertungendurchfohrenMelde:
pflichten umsetzen und die IT-Sicherheit
fortlaufend für mindéstens fünf Jahre ab
nverkehrbringen sicherstellen, etwa stellt und dazu führen kann, dass sich

hrnnZielenwetendieGesetyasorha-pliance-Dokumentenerlieren,Wenndie
oft komplizierten Prozesse in der Folge
zu mehr Outsourcing führen, könnte sich
der Effekt sogar umkehren und das Be-
wusstsein für Cybersecurity schwāchen.

ben nur teilwelse gerecht. Zwar entsoricht
der erweiterte Anwendungsbereich von
NIS-2 der wachsenden Bedrohungslage
durchCyberrisiken,allerdingskanner für
derung fübren. undes ist fraelich. ob Buß-
gelder von bis zu 2 Prozent des weltweiten
Jahresumsatzes bereits von 50 Mitarbei-

Der Autor ist Partner und T- und DatenschutzM
experte bel der wirtschaftsberatenden
Kanzlel Heuking



IT-Sicherheit wird zur Mammutaufgabe
Aus Brüssel kommen
etliche neue Vorgaben,
wie Cyberangriffe
abgewehrt werden
müssen. Da kann man
schnell den Überblick
verlieren.
Von Hans Markus Wulf

9
m Herbst dürfte das deutsche Um-
setzungsgesetz zur EU-Richtlínie
über Maßnahmen für ein hohes

Cybersicherheits-
niveau in đer Union (NIS-2-Richtlinie)
verabschiedeti werden. Im Januar 2025

gemeinsames

greifendieneuenPflichtendesDigital 3
Operational Resilience Act, und noch im
Mai ist mit einem Inkrafttreten des Cy-
ber Resilience Act zu rechnen (mit Über-
gangsfrist von 36 Monaten). Gemeinsa-
mes Ziel aller dreiGesetzgebungsvorha-
ben ist die Stärkung der digitalen
Sicherheit wassich jedoch insGegen-
teil verkehren kann, wenn dieGesetzes-
lagezukomplex wird.t ab fns

Die EU-Mitgliedstaaten arbeiten aktu-
ell mit Hochdruck an der Umsetzung der

bis Oktober 2024 erfolgen muss, Dass
dies kein einfaches Unterfangen ist, zei-
gen derzeit die internen Uneinigkeiten
zwischen FDP/Grünen auf der einen und
der SPD auf der anderen Seite hinsicht-
lich des Gesetzgebungsverfahrens. Auch
wenn in Deutschland bislang nur ein Re-
ferentenentwurf vorliegt, ist bereits jetzt
klar, dass nicht nur die ohnehin schon
streng regulierten Betreíber kritíscher
Infrastrukturen, sondern auchviele mit-
telständische Unternehmen ,wichtige"
und „besonders wichtige“ Einrichtungen,
zu denenbeispielsweiseManagedSer-
vices Provider oder bestimmte Maschi-
nenbauunternehmen gehörenbetroffen
sein werden. Diese müssen voraussicht-
lich bereits ab Oktober erweiterte IT-Si-
cherheitsanforderungen erfüllen und et-
wa Risikobewertungen durchführen, be-
sondere technische und organisatorische
Maßnahmen ergreifen, ein Meldesystem

atre
Pate

tern an gerechtfertigt sind. Ein Festhalten
an der Kritikalität als entscheidendem
Kriterium erscheint hier angemessenerals
ein Vorgehen nach dem „Gießkannen-
prinzip". Zudem wird die Unsicherheit da-
durch erhöht, dass sich der Gesetzgeber
Zeit lässt und der Adressatenkreis heute
noch nicht abschließend feststeht.
Auch der Digital Operational Re-

silience Act schafft neue Schwierigkei-
ten. Zwar ist positiv zu bewerten, dass der
Mehraufwand durch Alleingänge der EU-
Mitgliedstaaten im Finanzsektor entfällt.
Es besteht jedoch die Gefahr, dass die
spezifischen, technischen Regelungen
nicht für alle Unternehmen gleicherma-
Ben geeignet sind. Zudem zeigt sich in
der Praxis eine erhebliche Komplexität
bei den notwendigen Vertragsverhand-
lungen mit IKT-Dienstleistern. Insbeson-
dere gegenüber großen US-Cloud-Anbie-
tern wie Microsoft oder Amazon ist nicht
jedes Finanzunternehmen in der Lage,
entsprechende Klauseln durchzusetzen.
Insgesamt stellt der Digital Operational
Resilience Act also sowohl Finanzunter-
nehmen als auch ihre IKT-Dienstleister
vor Herausforderungen, die häufig nur
von großen Unternehmen mit eigenen
Governance-Abteilungen bewältigt wer-
den können, kleinere Unternehmen fal-
len schnell aus dem Raster.
Demgegenüber lassen die technologie-

neutralen Regelungen des Cyber Re-
silience Act viel Spielraum für Innovatio-
nen - jedenfalls solange die Behörden
weiterhin minimale Schwachstellen in
Produkten durchgehen lassen und keinen
unverhältnismäßigen Aufwand erwarten,
um auch diese auszuschließen, und sich
stattdessen auf ausgenutzte Schwachstel-
len konzentrieren.
Der Fokus der Unternehmen auf Cy-

bersecurity wird sich durch die Gesetzes-
vorhaben weiter schärfen. Allerdings
droht eine Zersplitterung der Rechtslage,
die den Blick auf das Wesentliche ver-
stellt und dazu führen kann, dass sich
Unternehmen in der Vielzahl von Com-
pliance-Dokumenten verlieren. Wenn die
oft komplizierten Prozesse in der Folge
zu mehr Outsourcing führen, könnte sich
der Effekt sogar umkehren und das Be-
wusstsein für Cybersecurity schwächen.

Der Autor ist Partner und IT- und Datenschutz-
experte bei der wirtschaftsberatenden
Kanzlei Heuking.
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EU will sichbessergegen Hackerangriffe riüsten

einrichten oder sich behördlich registrie-
ren lassen. Viel Zeit bleibt den betroffe-
nen Unternehmen also nicht mehr -
jedenfalls dann nicht, wenn der deutsche
Gesetzgeber das Gesetz rechtzeitig ver-
abschiedet.

NIS-2-Richtlinie in nationalesRecht, dieu Der DigitalOperationalResilienceAct
stellt als Spezialregelung zur NIS-2-Richt-
linie Anforderungen an die IT-Sicherheit
in Finanz- und Versicherungsunterneh-
men. Diese müssen ab Januar 2025 unter
anderem umfassende Vorgaben zum IKT-
Risikomanagement (Informations- und
Kommunikationstechnologie)berfüllen,
einschließlich der Sicherstellung der digi-
talen Betriebsstabilität und der Durchfüh-
rung regelmäßiger Audits der IKT-Syste-
me. Diese Anforderungen gehen noch
über die bisherigen Regelungen im hoch
regulierten Finanzsektor hinaus. Konkre-
tisiert werden die neuen Pflichten durch
regulatorische und technische Standards
(RTS, ITS, Guidelines), die in Kürze von
der EU-Kommission als Rechtsakte verab-
schiedet werden. Aufgrund der neuen,
sehr konkreten Anforderungen zur Beauf-
tragung externer IKT-Dienstleister sind
zudem nun auchdiese gefordert, die neuen
Vorgaben intern umzusetzen; ansonsten

tq92htehg
S210Vshiestvis
droht der Verlust lukrativer Aufträge aus
dem Finanzsektor. Kritische IKT-Dienst-
leister werden sogar direkt unter die Auf-
sicht der Finanzbehôrden gestellt.
Im März 2024 hatte sich das EU-Parla-

ment zudem auf den nicht sektorspezifi-
schen Cyber Resilience Act geeinigt, der
nach einer Übergangsfrist Hersteller, Be-
treiber, Importeure und Hãndler von ver-
netztenProdukten - von derSmartwatch
bis zur vernetzten Maschine mit neuen
IT-Sicherheitsstandards verpflichtet. Her-
steller solcher Produkte müssen dann von
Anfangan Schwachstellen analysieren
und minimieren, Risiko- und Konformi-
tätsbewertungen durchführen, Melde-
pflichten umsetzen und die IT-Sicherheit
fortlaufend für mindestens fünf Jahre ab
Inverkehrbringen sicherstellen, etwa
durchSicherheitsupdates.
Ihren Zielenlwerden die Gesetzesvorha-

ben nur teilweise gerecht. Zwar entspricht
der erweiterte Anwendungsbereich von
NIS-2 der wachsenden Bedrohungslage
durchCyberrisiken,allerdingskann er für
mittlere Unternehmen zu einer Überfor-
derung führen, und es ist fraglich, ob Buß-
gelder von bis zu 2 Prozent des weltweiten
Jahresumsatzes bereits von 50 Mitarbei-

Foto dpa


